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Meiner  Frau 





Vorwort 

Die Koalitionen, namentlich die Gewerkschaften, stehen wie kaum ein 
anderer Verband im Mittelpunkt einer Diskussion, die die Grundlagen 
der staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung berührt. Die Frage nach 
der Beteiligung der Gewerkschaften im Prozeß der Volks- und Staats-
willensbildung geht von der grundsätzlichen Unterschiedlichkeit von 
zwei Willensbildungsprozessen im Gemeinwesen aus, nämlich der gesell-
schaftlichen und der staatlichen Willensbildung. Sie umfaßt neben 
aktuellen Problemen wie etwa der Beteiligung der Gewerkschaften in 
der Verwaltung von Bundesbahn und Bundespost die grundsätzliche 
Problematik der Partizipation der Gewerkschaften an staatlichen Ent-
scheidungen sowie ihrer Teilnahme an der gesellschaftlichen Willens-
bildung. 

Die Untersuchung ist in drei Teile gegliedert: Ausgangspunkt ist eine 
Realanalyse, d. h. die Untersuchung der Frage, in welchem Umfang und 
mit welcher Intensität die Gewerkschaften in den staatlichen und gesell-
schaftlichen Willensbildungsprozeß integriert sind; der zweite Teil der 
Arbeit, der eine Kernstellung einnimmt, zeigt anhand der Staatsform-
merkmale der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Sozialstaat-
lichkeit auf, wie die Partizipation der Gewerkschaften an staatlichen 
Entscheidungen in ihrem Inhalt bestimmt w i rd und welchen Beschrän-
kungen sie unterliegt. Der letzte Teil knüpft an die Ergebnisse der 
vorangehenden Untersuchung an und stellt sich der Frage, welche ver-
fassungsrechtlichen und arbeitsrechtlichen Prinzipien für die Mi tw i r -
kung der Gewerkschaften am Prozeß der Volkswillensbildung gelten. 

Zwar w i rd das Grundrecht der Koalitionsfreiheit  für die Untersuchung 
in verschiedener Weise nutzbar gemacht, doch ist die verfassungsrecht-
liche Stellung der Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände, die 
bereits weitgehend einer juristischen Klärung unterzogen wurde — ins-
besondere durch die Habilitationsschrift  von R. Scholz —, nicht primärer 
Gegenstand der Arbeit. Auch geht es nicht um das allgemeine Verhältnis 
von Staat und Verbänden, das juristisch nur wenig durchdrungen ist und 
meist nur durch bloß beschreibende Untersuchungen dargestellt wird. 
Aufgabe dieser Arbeit ist es vielmehr, die Partizipation von Großver-
bänden wie der Gewerkschaften, also von privaten Organisationen mit 
öffentlicher  Bedeutung („öffentlichen  Verbänden") an der staatlichen und 
gesellschaftlichen Willensbildung zu analysieren und anhand der Ver-
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fassung zu bestimmen, ob und wie dieser Beteiligungsvorgang rechtlich 
geboten bzw. zulässig ist. Dabei w i rd sich erweisen, daß vor diesem ver-
fassungsrechtlichen Hintergrund eine „Repräsentation organisierter 
Interessen" (Joseph H. Kaiser) ebenso Bedeutung gewinnt wie die War-
nung W. Webers vor dem verbandsbeherrschten „Ständestaat" und 
einem „Pluralismus oligarchischer Herrschaftsgruppen",  der die indivi-
duelle Freiheit gefährdet.  Es gilt, einen Weg zu finden zwischen der 
Verstaatlichung der Gesellschaft und der Vergesellschaftung des Staates. 

Die Arbeit hat 1974 dem Fachbereich Rechtswissenschaften der Phi-
lipps-Universität Marburg als Dissertation vorgelegen. Sie ist von Prof. 
Dr. V. Beuthien  betreut worden, der mich in entgegenkommender Weise 
als Doktorand aufgenommen und mir die Möglichkeit geboten hat, das 
Promotionsverfahren  in kurzer Zeit abzuschließen. Dafür sowie für seine 
zahlreichen wertvollen Anregungen und seine förderliche  Kr i t i k danke 
ich ihm herzlich und aufrichtig. 

Mein Dank gi l t ebenso Prof.  Dr. W. Schmitt  Glaeser,  der sich mi t den 
Problemen dieser Arbeit intensiv auseinandergesetzt und mir metho-
disch und inhaltl ich entscheidende Impulse gegeben hat. Er hat mich 
stets durch klärenden und vertiefenden Rat gefördert. 

Herrn Ministerialrat a.D. Prof.  Dr. J. Broermann  danke ich für die 
Aufnahme der Arbeit in diese Reihe. 

Der Text der Arbeit wurde zur Veröffentlichung  ergänzt und über-
arbeitet; Gesetzgebung, Rechtsprechung und Schrifttum konnten bis zum 
August 1975 berücksichtigt werden. 

Marburg, den 1. März 1976 
Karl  H. Gießen 
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ERSTER T E I L 

Inhalt und Methode gewerkschaftlicher  Tätigkeiten — 
eine Bestandsaufnahme 

Erstes  Kapitel 

Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland 

§1. Begriff 

Gewerkschaften sind Arbeitnehmervereinigungen i. S. d. Art . 9 I I I und 
müssen daher nach Aufbau und Zielsetzung den Koalitionsbegriff  er-
füllen. Danach sind Gewerkschaften frei  gebildete, auf gewisse Dauer 
angelegte, privatrechtliche Vereinigungen von Arbeitnehmern zur Wah-
rung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ihrer 
Mitglieder; sie sind gegnerfrei  und unabhängig sowohl vom Staat als 
auch vom sozialen Gegenspieler und auf überbetrieblicher Ebene er-
richtet1. 

Umstritten ist, ob zusätzliche Voraussetzungen des Koalitionsbegriffs 
die Tariffähigkeit  bzw. Tari fwi l l igkeit  und die Bereitschaft  zum Ar -
beitskampf sind2. Bedeutsam würden diese zusätzlichen Begriffselemente 
insbesondere für die nicht tariffähigen  und nicht streikfähigen Be-
amtenvereinigungen. Im Grunde beweist die Bezeichnung dieser Ver-
bände als „Gewerkschaften" in § 91 BBG, daß die Tariffähigkeit  kein 
Merkmal des Koalitionsbegriffs  sein kann ebensowenig wie die Bereit-
schaft zum Arbeitskampf 3. Dieses Problem bedarf  jedoch keiner näheren 
Erörterung, da auch die Befürworter  des engeren Koalitionsbegriffs 

1 BVerfGE 4, 106 f.; 18, 28; Dietz, Grundrechte I I I / l , S. 428 ff.,  436; Weber, 
Sozialpartner, S. 249; Nikisch, ArbR I I , S.4ff.,  11; Hueck/Nipperdey, ArbR 
I I / l , S. 81 ff.,  93 ff.,  99 ff.;  Galperin, DB 1970, S.298; v. Münch, BK, Zwei t -
bearb., Ar t . 9, Rdnr. 120, 125, 127; Ridder, Gewerkschaften, S. 19, 37; Scholz, 
Koalit ionsfreiheit,  S.47ff.;  Maunz(-Dürig-Herzog), GG, Ar t . 9, Rdnr. 96 ff.; 
Schaub, Arbeitsrechtshandbuch, § 187; Löwisch, Z fA 1970, S. 295 ff. 

2 Dafür:  BAGE 4, 352; 12, 190ff.;  Hueck/Nipperdey, ArbR I I / l , S. 105ff. 
m. w. Nachw.; Hamann/Lenz, GG, Ar t . 9, Anm. Β 8 b, bb (S. 238); dagegen: 
BVerfGE 18, 32; 19, 313 ff.;  Dietz, Grundrechte I I I / l , S. 442 ff.,  462; Maunz 
(-Dürig-Herzog), GG, Ar t . 9, Rdnr. 101 f.; v. Münch, BK, Zeitbearb., Ar t . 9, 
Rdnr. 130 f.; Nikisch, ArbR I I , S. 12 f., 255 f.; Galperin, DB 1970, S. 299; Scholz, 
Koalit ionsfreiheit,  S. 48 ff.  m i t Überblick zum Streitstand; Söllner, ArbR, § 9 I. 

3 Vgl. Galperin, DB 1970, S. 299. 

2 Gießen 
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eben für solche Verbände eine Ausnahme machen, bei denen die feh-
lende Tariffähigkeit  nicht auf freiem Willensentschluß, sondern auf ge-
setzlichem Zwang beruht4. 

Al le zur Zeit in der BRD vorhandenen Verbände, die sich in ihren 
Satzungen „Gewerkschaft"  nennen, erfüllen unstreitig den Koalitions-
begriff,  einschließlich derjenigen Vereinigungen, in denen sich vorwie-
gend oder ausschließlich Beamte zusammenschließen, wie des „Deut-
schen Beamtenbundes" (DBB), der „Gewerkschaft  der Polizei" (GdP) 
oder der im DGB organisierten Gewerkschaften „Deutsche Postgewerk-
schaft" (DPG), „Gewerkschaft  der Eisenbahner Deutschlands" (GdED) 
und der „Gewerkschaft  Erziehung und Wissenschaft" (GEW). 

§2. Übersicht 

I n der Bundesrepublik Deutschland sind folgende Gewerkschaften 
tätig: 

1. Der  Deutsche  Gewerkschaftsbund  (DGB) 5 

Die i m DGB als Spitzenorganisationen zusammengeschlossenen 16 Einzel-
gewerkschaften: 
— I G Metal l ca. 2 593 000 Mitg l . 
— Gewerkschaft  öffentl.  Dienste, Transport und Verkehr 

(ÖTV) ca. 1 051 000 Mitgl . 
— I G Chemie, Papier, Keramik ca. 656 000 Mitg l . 
— I G Bau, Steine, Erden ca. 518 000 Mitgl . 
— Gewerkschaften der Eisenbahner Deutschlands ca. 455 000 Mitgl . 
— Deutsche Postgewerkschaft  ca. 420 000 Mitgl . 
— IG Bergbau und Energie ca. 374 000 Mitgl . 
— Gewerkschaft  Text i l , Bekleidung ca. 288 000 Mitgl . 
— Gewerkschaft  Nahrung, Genuß, Gaststätten ca. 248 000 Mitgl . 
— Gewerkschaft  Handel, Banken und Versicherungen ca. 237 000 Mitg l . 
— IG Druck und Papier ca. 164 000 Mitgl . 
— Gewerkschaft  Holz und Kunststoff  ca. 135 000 Mitgl . 
— Gewerkschaft  Erziehung und Wissenschaft ca. 132 000 Mitgl . 
— Gewerkschaft  Leder ca. 58 000 Mitgl . 
— Gewerkschaft  Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft  . . ca. 40 000 Mitgl . 
— Gewerkschaft  Kunst ca. 36 000 Mitgl . 

ca. 7 406 000 Mitgl . 

4 Vgl. Hueck/Nipperdey, ArbR I I / l , S. 108, 111; Hamann/Lenz, GG, Art . 9, 
Anm. Β 8 d (S. 240); Schaub, Arbeitsrechtshandbuch, § 187, I V 4. 

5 Mitgliederstand am 31.12.1974, Statistisches Jahrbuch für die Bundes-
republik Deutschland, 1975, S. 165. 
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2. Der  Deutsche  Beamtenbund  (DBB) 

Als Spitzenorganisation von Gewerkschaften des öffentl ichen  Dienstes6 

umfaßt der DBB 44 Einzelgewerkschaften mi t insgesamt 720 000 Mitgl iedern 7 . 
Diese Gewerkschaften gliedern sich in 11 Landesverbände, 15 Bundesbeam-
tenverbände und 18 Bundesfach verbände8. 

3. Die Deutsche  Angestellten-Gewerkschaft  (DAG) 

Als drittgrößte Gewerkschaft  folgt die DAG mi t ca. 472 000 Mitgl iedern 9 . 
I m Gegensatz zum DGB und DBB ist die D A G eine Einheitsorganisation, die 
Arbeitnehmer (Angestellte) als unmittelbare Mitgl ieder hat1 0 und nicht ein-
zelne selbständige Gewerkschaften 11. Sie ist daher zwar keine „Spitzenorga-
nisation" gem. § 2 I I und I I I TVG 1 2 , aber gem. § 10 a, S. 2 TVG 1 3 — einer Be-
stimmung, die gerade wegen der DAG in das T V G eingefügt wurde 1 4 . Die 
DAG ist regional und sektoral i n Landesverbände und Fachgruppen unter-
gliedert15. 

4. Die Gewerkschaft  der  Polizei  (GdP) hat ca. 126 000 Mitgl ieder 16 . 

5. Im Christlichen  Gewerkschaftsbund  Deutschlands  (CGD)  sind ca. 240 000 
Mitgl ieder organisiert 17. 

6 Vgl. § 1 I DBB-Satzung. 
7 Stand: 30. 9.1974, Stat. Jahrbuch 1975, S. 165. 
8 Vgl. Deutscher Beamtenkalender 1973, S. 21 ff. 
9 Stand: 30. 9.1974, Stat. Jahrbuch 1975, S. 165. 
1 0 § 7 DAG-Satzung. 
1 1 Der Grund dafür ist, daß die DAG bis 1948 selbst Einzelgewerkschaft 

im DGB war, aber ausschied, als das Industrieverbandsystem auch für sie 
für verbindl ich erklärt werden sollte, vgl. Hueck/Nipperdey, ArbR I I / l , S. 176. 

1 2 Vgl. zum Charakter von Spitzenorganisationen Hueck/Nipperdey/Stahl-
hacke, TVG, § 2 Rdnr. 43. 

1 3 Hueck/Nipperdey, ArbR I I / l , S. 176, 223 Fußn. 24; Hueck/Nipperdey/ 
Stahlhacke, TVG, § 10 a Rdnr. 1. 

1 4 Vgl. Hueck/Nipperdey/Stahlhacke, TVG, § 10 a Rdnr. 1. 
1 5 Vgl. D A G — TB (1967 - 1971), S. 126 ff.  ; §§ 2, 7 DAG-Satzung. 
1 6 FAZ vom 23.10.1973, S. 6. 
1 7 Schuster, DGB, S. 97; Hueck/Nipperdey, ArbR I I / l , S. 176 geht von 

230 000 aus (für Anfang 1964). 

2* 


